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1. Instanz

Aktenzeichen S 2 KR 412/96
Datum 03.02.2000

2. Instanz

Aktenzeichen L 4 KR 90/00
Datum 31.01.2002

3. Instanz

Datum -

I. Die Berufung der KlÃ¤gerin gegen die Urteile des Sozialgerichts MÃ¼nchen vom
3. Februar 2000 in der Streitsache S 2 KR 9/99 und S 2 KR 412/96 wird
zurÃ¼ckgewiesen.
II. AuÃ�ergerichtliche Kosten sind nicht zu erstatten.
III. Die Revision wird zugelassen.

Tatbestand:

Streitig ist, ob die Beklagte den Risiko-Strukturausgleich fÃ¼r das Jahr 1994 richtig
berechnet hat.

Die Beklagte berechnete mit Bescheid vom 04.12.1995 (V 2 5582 EK 1084.323.48)
als vorlÃ¤ufigen Jahresausgleich nach Â§ 25 der Risikostrukturausgleichsverordnung
(RSAV) fÃ¼r das Kalenderjahr 1994 DM 32.564.424,60 fÃ¼r den Bereich West. Mit
Bescheid vom 05.12.1995 (V 2/55 82-IK 1082.238.58) forderte sie dann von der
KlÃ¤gerin als ebenfalls vorlÃ¤ufigen Jahresausgleich fÃ¼r das Kalenderjahr 1994
(Bereich Ost) DM 3.604.495,43.

Gegen diese Bescheide hat die KlÃ¤gerin Klage zum Sozialgericht MÃ¼nchen mit
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der BegrÃ¼ndung erhoben, die Bescheide seien rechtswidrig, weil die Beklagte ihre
Ermittlungspflicht verletzt habe. Die Versicherungszeiten von Familienversicherten
seien unzureichend ermittelt worden. Im Gegensatz zu ihr hÃ¤tten andere Kassen
weder den Versichertenbestand bereinigt noch zeitnahe Meldungen abgegeben.
Nicht zeitnah gemeldete Familienversicherungszeiten hÃ¤tten nicht
berÃ¼cksichtigt werden dÃ¼rfen. Der Ausgleichsbedarf sei deshalb zu hoch
festgelegt worden und habe demzufolge zu hohe Ausgleichsverpflichtungen und
damit zu hohe AusgleichsbetrÃ¤ge fÃ¼r die KlÃ¤gerin begrÃ¼ndet.

Die KlÃ¤gerin beantragte mit Schreiben vom 29.01.1996 die Anordnung der
aufschiebenden Wirkung der Klage. Das Sozialgericht hat dies mit Beschluss vom
21.02.1996 (S 2 VR 8/96.KR) abgelehnt. Der 4. Senat hat auf die Beschwerde der
KlÃ¤gerin hin mit Beschluss vom 17.06.1996 (L 4 B 100/96.KR-VR) die Vollziehung
der Zahlungsbescheide vom 04.12.1995 und 05.12.1995 bis 30.06. 1997
ausgesetzt. Mit der Befristung sollte der Beklagten ausreichend Zeit gewÃ¤hrt
werden, die notwendigen Ermittlungen durchzufÃ¼hren. Wegen der Bedeutung des
Risikostrukturausgleichs fÃ¼r die Beseitigung von Wettbewerbsverzerrungen hielt
der Senat eine Aussetzung der Vollziehung bis zum Eintritt der Rechtskraft nicht
fÃ¼r angebracht.

Aufgrund des Beschlusses haben die AufsichtsbehÃ¶rden der
SozialversicherungstrÃ¤ger den Beschluss der Arbeitsgruppe PrÃ¼fungen nach Â§
274 SGB V vom 14.08. bis 7.10.1996 als verbindliche Richtlinie anerkannt. Leitlinien
zu Schwerpunkt â�� und QuerschnittsprÃ¼fungen wurden herausgegeben,
schlieÃ�lich haben die KrankenkassenverbÃ¤nde ein einheitliches Meldeverfahren
zur DurchfÃ¼hrung der Familienversicherung beschlossen.

Im Dezember 1996 erfolgte die endgÃ¼ltige Berechnung des Risiko-
Strukturausgleichs fÃ¼r das Jahr 1994. Die Beklagte forderte mit Bescheid vom
04.12.1996 (V2-5582-IK 1084.332.48) fÃ¼r den Bereich West fÃ¼r das Kalenderjahr
1994 von der KlÃ¤gerin DM 36.097.407,70, fÃ¼r den Bereich Ost mit Bescheid
ebenfalls vom 04.12.1996 (V2-5582-IK 1082.238.58) DM 6.731.858,59.

Mit der hiergegen am 20.12.1996 zum Sozialgericht MÃ¼nchen erhobenen Klage
beantragte die KlÃ¤gerin, sowohl die den endgÃ¼ltigen Ausgleich betreffenden
Bescheide vom Dezember 1996 wie auch die vorlÃ¤ufigen Regelungen aus
Dezember 1995 aufzuheben, hilfsweise die Rechtswidrigkeit der vorlÃ¤ufigen
Bescheide festzustellen. Die vorlÃ¤ufigen Bescheide wÃ¼rden durch die
endgÃ¼ltigen nicht ersetzt. Die Voraussetzungen des Â§ 96 SGG lÃ¤gen vor. Auf
jeden Fall sei die Rechtswidrigkeit der vorlÃ¤ufigen Bescheide festzustellen, ein
Feststellungsinteresse bestehe unabhÃ¤ngig von der mÃ¶glichen Zinsbelastung
auch deshalb, weil die KlÃ¤gerin ihren Beitragssatz im Mai 1996 habe anheben
mÃ¼ssen. Bei den Mitgliedern habe diese BeitragssatzerhÃ¶hung zu massiven
VerÃ¤rgerungen gefÃ¼hrt. Die Rehabilitation der KlÃ¤gerin gegenÃ¼ber ihren
Mitgliedern gebiete es, die Rechtswidrigkeit der Bescheide zum vorlÃ¤ufigen
Jahresausgleich festzustellen. AuÃ�erdem Ã¼berlege sie, einen
Amtshaftungsprozess zu fÃ¼hren.
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Die streitgegenstÃ¤ndlichen Bescheide vom 04.12.1996 seien rechtswidrig, es fehle
die gesetzliche Grundlage. Eine Neuberechnung der Versicherungszeiten habe auf
der Basis des Â§ 25 Abs.1 Satz 2 Risikostrukturausgleichsverordnung (RSVA) nicht
erfolgen dÃ¼rfen. Die Beklagte habe darÃ¼ber hinaus ihre Ermittlungspflicht
weiterhin verletzt. Sie habe zwar infolge des Beschlusses des LSG Ermittlungen
aufgenommen, diese Ermittlungen seien aber weder abgeschlossen noch
ausreichend.

Der gleichzeitig mit der Klage gestellte Antrag auf Aussetzung der Vollziehung der
streitgegenstÃ¤ndlichen Bescheide vom 04.12. 1996 wurde vom Sozialgericht mit
Beschluss vom 25.09.1997 abgelehnt (S 2 VR 197/96 KR). Der 4. Senat hat die
hiergegen eingelegte Beschwerde mit Beschluss vom 13.02.1998 zurÃ¼ckgewiesen
(L B 432/97 KR ER). Der Senat kam dabei zu dem Ergebnis, die Beklagte habe ihre
gesetzliche PrÃ¼fungs- und Ermittlungspflicht erkannt und auf eine hinreichende
ValiditÃ¤t der Daten im Sinne einer Grundbereinigung geachtet.

Die Beklagte hat mit Bescheid vom 11.12.1998 Verzugszinsen und
SÃ¤umniszuschlÃ¤ge unter anderem auch fÃ¼r den vorlÃ¤ufigen und endgÃ¼ltigen
Jahresausgleich 1994 gefordert.

Mit Bescheid vom 11.02.1999 hat sie den Jahresausgleich fÃ¼r das Kalenderjahr
1997 und die KVdR-BeitrÃ¤ge nach Â§ 255 Abs.4 SGB V berechnet. In Anlage 2 zu
diesem Bescheid fÃ¼hrte sie aus, im Benehmen mit den SpitzenverbÃ¤nden der
Krankenkassen werde gemÃ¤Ã� Â§ 25 Abs.4 S.2 RSAV die FÃ¤lligkeit der auf die
Korrekturjahre 1994 bis 1996 entfallenden Ausgleichszahlungen auf die
Jahresausgleiche 1997 â�� 1999 verteilt.

Das Sozialgericht hat im Laufe des Verfahrens umfangreiches Datenmaterial
beigezogen und den Beteiligten zur Kenntnis gegeben. Es hat beide Klagen, den
Risikostrukturausgleich 1994 betreffend, mit Urteilen vom 03.02.2000 abgewiesen.
Die Entscheidung im Verfahren S 2 KR 9/99, Ã¼ber den vorlÃ¤ufigen
Risikostrukturausgleich 1994 hat das Sozialgericht damit begrÃ¼ndet, dass die
Klage auf Aufhebung der Bescheide unzulÃ¤ssig sei. Die Bescheide hÃ¤tten sich
dadurch erledigt, dass die Beklagte den Bescheid Ã¼ber den endgÃ¼ltigen
Risikostrukturausgleich 1994 erlassen habe. Damit sei die Rechtswirkung der
Feststellung der vorlÃ¤ufigen Bescheide fÃ¼r das Jahr 1994 weggefallen. Die
KlÃ¤gerin habe kein RechtsschutzbedÃ¼rfnis auf Ã�berprÃ¼fung.

Soweit die Feststellung der Rechtswidrigkeit beantragt wurde, hat das Sozialgericht
zwar ein berechtigtes Interesse an der Feststellung gemÃ¤Ã� Â§ 131 Abs.1 Satz 3
SGG angenommen, da die Beklagte einen Bescheid Ã¼ber Verzugszinsen und
SÃ¤umniszuschlÃ¤ge erlassen habe. Der zulÃ¤ssige Hilfsantrag sei aber
unbegrÃ¼ndet, die Bescheide vom 04. und 05.12.1995 seien rechtmÃ¤Ã�ig
gewesen. Die Beklagte sei trotz unvollstÃ¤ndiger Datenerhebung berechtigt und
verpflichtet gewesen, einen vorlÃ¤ufigen Risikostrukturausgleich durchzufÃ¼hren.
Hierzu gebe ihr die von Â§ 267 Abs.7 Nr.6 SGB V gedeckte Regelung des Â§ 25
Abs.1 Satz 1 und 2 RSAV die MÃ¶glichkeit. Ungenauigkeiten hÃ¤tten in Kauf
genommen werden kÃ¶nnen im Hinblick auf die ausdrÃ¼ckliche VorlÃ¤ufigkeit und
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die KorrekturmÃ¶glichkeit.

Die Klage im Verfahren S 2 KR 412/96, den endgÃ¼ltigen Risikostrukturausgleich
fÃ¼r das Jahr 1994 betreffend, wurde mit der BegrÃ¼ndung abgewiesen, diese
Bescheide hÃ¤tten sich dadurch erledigt, dass die Beklagte im Bescheid Ã¼ber den
Risikostrukturausgleich 1997 Korrekturen fÃ¼r das Kalenderjahr 1994
durchgefÃ¼hrt habe. Damit seien die Rechtswirkungen der Feststellung des
Bescheides fÃ¼r das Jahr 1994 weggefallen und die KlÃ¤gerin habe kein
RechtsschutzbedÃ¼rfnis auf Ã�berprÃ¼fung. Eine Anfechtungsklage sei deshalb
unzulÃ¤ssig geworden. Das Sozialgericht habe demnach nur noch darÃ¼ber zu
entscheiden, ob ein Interesse an der Feststellung der Rechtswidrikeit der
streitgegenstÃ¤ndlichen Bescheide bestehe. Dieses Feststellungsinteresse hat das
Sozialgericht bejaht, weil die Beklagte am 11.12.1998 einen Bescheid Ã¼ber
Verzugszinsen und SÃ¤umniszuschlÃ¤ge unter anderem auch aus den
RisikostrukturausgleichsbetrÃ¤gen fÃ¼r 1994 erlassen habe. Der Antrag auf
Feststellung sei aber unbegrÃ¼ndet, die Beklagte habe beim Erlass keine
Rechtsvorschriften verletzt, insbesondere habe sie nicht gegen den
Amtsermittlungsgrundsatz gemÃ¤Ã� Â§ 20 Abs.1 SGB X verstoÃ�en. Unter Hinweis
auf den Beschluss des 4. Senats vom 13.02.1998 fÃ¼hrte das Sozialgericht aus, das
von den Krankenkassen vorgelegte Datenmaterial sei hinreichend plausibel
gewesen, um eine weitere eigenstÃ¤ndige Ermittlungspflicht durch die Beklagte
ablehnen zu kÃ¶nnen. Die Beklagte sei gemÃ¤Ã� Â§ 266 Abs.5 Satz 3 SGB V im
Rahmen ihrer Ermessensentscheidung nicht verpflichtet gewesen, weitere
Ermittlungen anzustellen und weitere AuskÃ¼nfte und Nachweise zu verlangen.

Gegen beide Urteile richten sich die jeweils mit Schreiben vom 05.07.2000
eingelegten Berufungen. Die KlÃ¤gerin verfolgt jeweils ihr Ziel auf Aufhebung,
hilfsweise Feststellung der Rechtswidrigkeit der streitgegenstÃ¤ndlichen Bescheide
weiter. Zum vorlÃ¤ufigen Jahresausgleich 1994 trÃ¤gt die KlÃ¤gerin vor, entgegen
der Auffassung des Sozialgerichts sei die Klage zulÃ¤ssig. Die Bescheide hÃ¤tten
sich weder durch Erlass der Bescheide zum endgÃ¼ltigen Risikostrukturausgleich
1994 endgÃ¼ltig erledigt, noch durch den Bescheid zum Jahresausgleich 1997, in
denen die Beklagte Korrekturen fÃ¼r das Kalenderjahr 1994 durchgefÃ¼hrt hat.
Die streitgegenstÃ¤ndlichen Bescheide seien auÃ�erdem Grundlage fÃ¼r die
Erhebung von Verzugszinsen und SÃ¤umniszuschlÃ¤gen. UnabhÃ¤ngig von der
mÃ¶glicherweise angestrebten Amtshaftungsklage bestehe bereits deshalb ein
berechtigtes Interesse an der Feststellung der Rechtswidrigkeit der Bescheide
gemÃ¤Ã� Â§ 131 Abs.1 Satz 3 SGG. Entgegen der Auffassung des Sozialgerichts
seien die Bescheide rechtswidrig. FÃ¼r die Beurteilung der RechtsmÃ¤Ã�igkeit
komme es auf den Zeitpunkt des Erlasses der Bescheide an. Nach Auffassung des
Bayerischen Landessozialgerichts bestÃ¼nden ernstliche Zweifel an der
RechtmÃ¤Ã�igkeit der streitgegenstÃ¤ndlichen Zahlungsbescheide, dies ergebe
sich aus dem Beschluss vom 17.06.1996.

Zur ZulÃ¤ssigkeit der Klage gegen die Bescheide bzgl. des endgÃ¼ltigen
Risikostrukturausgleichs 1994 schlieÃ�t sich die KlÃ¤gerin ebenfalls nicht der
Auffassung des Sozialgerichts an. Der Bescheid Ã¼ber den Risikostrukturausgleich
1997 enthalte lediglich Korrekturen fÃ¼r das Kalenderjahr 1994 fÃ¼r die Zukunft.
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Die zulÃ¤ssige Klage sei auch begrÃ¼ndet, die Beklagte habe bezÃ¼glich der
Familienversicherungszeiten unzureichend ermittelt. Nicht alle Krankenkassen
hÃ¤tten eine Bestandsbereinigung durchgefÃ¼hrt. Familienversicherungszeiten von
Krankenkassen, die diese Bereinigung nicht durchgefÃ¼hrt hatten, hÃ¤tten bei der
DurchfÃ¼hrung des jeweiligen Jahresausgleichs nicht berÃ¼cksichtigt werden
dÃ¼rfen. Die KlÃ¤gerin selbst habe der Beklagten zureffende
Familienversicherungsjahre gemeldet. HÃ¤tte sie, wie andere Kassen auch, ihre
Datenlage nicht bereinigt, sondern den vorher bekannten Bestand gemeldet, hÃ¤tte
sie 75 Millionen DM weniger an Ausgleich bezahlen mÃ¼ssen. In den bis 1999
durchgefÃ¼hrten Korrekturen seien ihr lediglich 14 Millionen aus Beitragsbedarf
gutgeschrieben worden. Die Beklagte mÃ¼sse dafÃ¼r Sorge tragen, dass alle
Kassen fÃ¼r die Jahre 1994 und 1995 eine korrekte Grundbereinigung vornÃ¤hmen.
Die Beklagte mÃ¼sse dann die gewonnenen Daten dazu benÃ¼tzen, den Ausgleich
von Beginn an neu zu berechnen.

Nach Hinweis des Vorsitzenden im Termin zur mÃ¼ndlichen Verhandlung, dass
nach Ansicht des Senats die Bescheide vom 04.12.1996 hinsichtlich der
endgÃ¼ltigen Festsetzung 1994 den vorlÃ¤ufigen Jahresausgleich in den
Bescheiden vom 04.12.1995 abgeÃ¤ndert haben und damit bereits Gegenstand des
Klageverfahrens S 2 KR 445/45 geworden sind, beantragt die KlÃ¤gerin,

die Urteile des Sozialgerichts MÃ¼nchen vom 03.02.2000 in den Streitsachen S 2
KR 412/96 und S 2 KR 9/99 und die Bescheide vom 04.12.1995 und 05.12.1995, V 2
5582/ EK 1084.332.48, V 2 5582/IK 1082.238.05, abgeÃ¤ndert durch die Bescheide
om 04.12.1996, V 2 55 82/IK, 1084. 332.48, V 2 5582 IK 1082.238.58 aufzuheben,
hilfsweise die Rechtswidrigkeit der vorlÃ¤ufigen Bescheide vom 04. und 05.12.1995
festzustellen, und hilfsweise die Rechtswidrigkeit der Bescheide vom 04.12.1996
festzustellen.

Die Beklagte beantragt,

die Berufung zurÃ¼ckzuweisen.

Das Sozialgericht habe die Klage zu Recht abgewiesen. Die streitgegenstÃ¤ndlichen
Bescheide seien rechtmÃ¤Ã�ig. UnabhÃ¤ngig davon, ob diese PrÃ¼fung im Rahmen
eines Anfechtungsantrags oder eines Fortsetzungfeststellungsantrags erfolge,
verletzten die Bescheide die KlÃ¤gerin nicht in ihren Rechten. Insbesondere habe
der vorlÃ¤ufige Jahresausgleich 1994 gemÃ¤Ã� Â§ 25 Abs.1 Satz 2 RSAV auf der
Grundlage der VerhÃ¤ltniswerte fÃ¼r 1995 berichtigt werden dÃ¼rfen. Die
BerÃ¼cksichtigung neu erhobener Versicherungszeiten sei damit eingeschlossen,
weil die Versicherungszeiten in die Berechnung der VerhÃ¤ltniswerte Eingang
fÃ¤nden. Die KlÃ¤gerin Ã¼bersehe zudem die GrundÃ¼berlegung, dass der
endgÃ¼ltige Jahresausgleich den vorlÃ¤ufigen Jahresausgleich verbessern solle und
damit eine Korrektur â�� auch der Versicherungszeiten â�� zulÃ¤ssig sei. Dies habe
auch der Senat in seinem Beschluss vom 13.02.1998 nicht beanstandet. Das
Sozialgericht habe zutreffend festgestellt, dass die Beklagte in ausreichendem
Umfang und in der nÃ¶tigen IntensitÃ¤t ihrer Ermittlungspflicht im Hinblick auf die
streitgegenstÃ¤ndlichen Bescheide nachgekommen sei. Innerhalb der durch das
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Gesetz und die RSAV vorgegebenen Aufgabenverteilung zwischen den am
Risikostrukturausgleich beteiligten BehÃ¶rden und KÃ¶rperschaften konzentriere
sich die Mitverantwortung der Beklagten vor allem auf die PlausibilitÃ¤tskontrolle
der von den SpitzenverbÃ¤nden gelieferten und von der Beklagten fÃ¼r alle
beteiligten Kassenarten zusammenzustellenden Daten mit Hilfe verfÃ¼gbarer
Vergleichsstatistiken. Dieser Mitverantwortung sei die Beklagte gerecht geworden.
Entgegen der Darstellung der KlÃ¤gerin hÃ¤tten die auch aufgrund des Beschlusses
des Bayerischen Landessozialgerichts vom 17.06.1996 unternommenen
Anstrengungen aller am Risikostrukturausgleich Beteiligten, nicht zuletzt auch die
Anstrengungen der Beklagten selbst, zu einer stÃ¤ndigen Verbesserung der
ValiditÃ¤t der Daten gefÃ¼hrt. Es sei auch noch zu berÃ¼cksichtigen, dass in den
Jahresausgleichen 1997 bis 1999 die Versicherungszeiten auch fÃ¼r den
Jahresausgleich 1994 entsprechend rÃ¼ckwirkend korrigiert wurden.

Die von der KlÃ¤gerin gewÃ¼nschte Neuberechnung fÃ¼r die Jahre 1994 und 1995
nach korrekter Grundbereinigung sei weder tatsÃ¤chlich noch gesetzlich mÃ¶glich.
Eine solche grundlegende RÃ¼ckabwicklung sei nicht machbar. Der Gesetzgeber
habe die Korrekturen fÃ¼r die Zukunft durchgefÃ¼hrt wissen wollen, nicht aber
eine vollstÃ¤ndige Nachkorrektur vorgesehen.

Der Inhalt der Akten des Sozialgerichts sowie des Senats wurden ebenso wie der
der beigezogenen Akten S 2 VR 191/96 KR, S 2 VR 197/96 KR, L 4 B 431/97 KR VR
und L 4 B 432/97 KR ER zum Gegenstand der mÃ¼ndlichen Verhandlung gemacht.

EntscheidungsgrÃ¼nde:

Die gemÃ¤Ã� Â§ 151 SGG form- und fristgerecht eingelegten Berufungen, deren
Wert des Beschwerdegegenstandes DM 1.000,- Ã¼bertrifft (Â§ 144 Abs.1 SGG,
geltendes Recht im Zeitpunkt der Berufungseinlegung), sind zulÃ¤ssig, sie erweisen
sich aber als unbegrÃ¼ndet.

Da die Bescheide Ã¼ber den endgÃ¼ltigen Risikostrukturausgleich 1994 vom
04.12.1996 die vorlÃ¤ufigen Bescheide vom 4. und 5.12.1995 abÃ¤ndern (Â§ 96
Abs.1 SGG), sind sie Gegenstand des Sozialgerichtsverfahrens S 2 KR 445/95 (neues
Aktenzeichen nach Ruhen S 2 KR 9/99) geworden. Die hiergegen erhobene und
unter dem Aktenzeichen S 2 KR 412/96 vor dem Sozialgericht gefÃ¼hrte Klage war
deshalb unzulÃ¤ssig, die Klage wurde im Ergebnis zutreffend abgewiesen.

Das Sozialgericht hat ebenfalls zutreffend ausgefÃ¼hrt, dass die Bescheide, mit
denen der vorlÃ¤ufige Risikostrukturausgleich fÃ¼r das Kalenderjahr 1994
festgestellt worden ist, sich dadurch erledigt haben, dass die Beklagte die
Bescheide Ã¼ber den endgÃ¼ltigen Risikostrukturausgleich 1994 erlassen hat. Es
war dann lediglich, dem Hilfsantrag der KlÃ¤gerin entsprechend, gemÃ¤Ã� Â§ 131
Abs.1 Satz 3 SGG zu Ã¼berprÃ¼fen, ob der Verwaltungsakt rechtswidrig war, wenn
die KlÃ¤gerin ein berechtigtes Interesse an dieser Feststellung hat.

Dieses berechtigte Feststellungsinteresse der KlÃ¤gerin sieht der Senat nicht. Es
genÃ¼gt ein durch die Sachlage vernÃ¼nftigerweise gerechtfertigtes Interesse, das

                             6 / 10

https://dejure.org/gesetze/SGG/151.html
https://dejure.org/gesetze/SGG/144.html
https://dejure.org/gesetze/SGG/96.html
https://dejure.org/gesetze/SGG/96.html
https://dejure.org/dienste/vernetzung/rechtsprechung?Text=S%202%20KR%209/99
https://dejure.org/dienste/vernetzung/rechtsprechung?Text=S%202%20KR%20412/96
https://dejure.org/gesetze/SGG/131.html
https://dejure.org/gesetze/SGG/131.html


 

rechtlicher, wirtschaftlicher oder ideeller Natur sein kann (Meyer-Ladewig, SGG, 6.
Auflage Â§ 131 Rdz.10 a m.w.N.). Dabei kann es sich um ein Schadensinteresse, die
Absicht, weitergehende AnsprÃ¼che geltend zu machen, oder das Interesse, der
Wiederholung eines Verwaltungsakts vorzubeugen, handeln. Wiederholungsgefahr
setzt die hinreichend bestimmte (konkrete) Gefahr voraus, dass unter im
Wesentlichen unverÃ¤nderten tatsÃ¤chlichen und rechtlichen UmstÃ¤nden ein
gleichwertiger Verwaltungsakt ergehen wird (BSG, Urteil vom 31.03.1992, SozR
3-1500 Â§ 55 Nr.11). Da vÃ¶llig gewiss ist, dass in Zukunft nie mehr die gleichen
tatsÃ¤chlichen VerhÃ¤ltnisse vorliegen wie im Zeitpunkt des Erlasses des erledigten
Verwaltungsaktes, fehlt die Wiederholungsgefahr.

Die BegrÃ¼ndung des Sozialgerichts, dass das Feststellungsinteresse deshalb
besteht, weil die Beklagte am 11.12.1998 einen Bescheid Ã¼ber die Feststellung
und Zahlung von Verzugszinsen und SÃ¤umniszuschlÃ¤gen aus den
RisikostrukturausgleichsbetrÃ¤gen unter anderem fÃ¼r den Jahresausgleich 1994
erlassen hat, hÃ¤lt der Ã�berprÃ¼fung des Senats nicht stand. Aus diesem
Bescheid ist nÃ¤mlich zu entnehmen, dass Verzugszinsen weder fÃ¼r den
vorlÃ¤ufigen Jahresausgleich 1994 West noch fÃ¼r den Bereich Ost gefordert
werden. Die ab 01.07.1997 jeweils den vorlÃ¤ufigen Jahressausgleichsbescheiden
zugeordneten SÃ¤umniszuschlÃ¤ge betreffen nicht mehr die vorlÃ¤ufigen
Bescheide, sondern die endgÃ¼ltigen. Sie werden gefordert ab 01.07.1997, zu
diesem Zeitpunkt war die Regelung der Jahresausgleiche 1994 bereits
ausschlieÃ�lich durch die die vorlÃ¤ufigen Bescheide ersetzenden endgÃ¼ltigen
Bescheide vom Dezember 1996 getroffen. FÃ¼r die in diesen Bescheiden
geforderten BetrÃ¤ge berechnet die Beklagte weder Verzugszinsen noch
SÃ¤umniszuschlÃ¤ge. Da die in den endgÃ¼ltigen Bescheiden geforderten
BetrÃ¤ge hÃ¶her sind als die in den vorlÃ¤ufigen, ist die von der Beklagten
getroffene Regelung zum Vorteil der KlÃ¤gerin.

Da die KlÃ¤gerin ihr Feststellungsinteresse bezÃ¼glich der Rechtswidrigkeit der
vorlÃ¤ufigen Bescheide 1994 in der mÃ¼ndlichen Verhandlung nur noch mit Zinsen
und SÃ¤umniszuschlÃ¤gen begrÃ¼ndet hat, geht der Senat nicht mehr davon aus,
dass ein Amtshaftungsprozess mit hinreichender Sicherheit zu erwarten ist. Damit
entfÃ¤llt ein Feststellungsinteresse auch unter diesem Aspekt.

SchlieÃ�lich sieht der Senat auch kein Rehabilitationsinteresse (Meyer-Ladewig,
a.a.O.), die Verwaltungsakte sind weder diskriminierender Wirkung noch
beeintrÃ¤chtigen sie oder die UmstÃ¤nde ihres Zustandekommens die KlÃ¤gerin in
ihrem Ansehen. Die Tatsache, dass die KlÃ¤gerin gezwungen war, zum 01.05.1996
ihre BeitrÃ¤ge zu erhÃ¶hen, mag ihre Mitglieder verÃ¤rgert haben,
mÃ¶glicherweise auch zu Kassenwechsel angeregt haben, das Ansehen der
KlÃ¤gerin bei ihren Mitgliedern wird jedoch mit Sicherheit nicht beeinflusst durch
die beantragte Feststellung der Rechtswidrigkeit der Bescheide.

Ob die Bescheide tatsÃ¤chlich rechtswidrig waren, braucht der Senat also wegen
fehlenden Feststellungsinteresses nicht zu Ã¼berprÃ¼fen.

Dies bedeutet jedoch nicht, dass der Senat den Risikostrukturausgleich 1994 nicht
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Ã¼berprÃ¼fen wÃ¼rde, dies geschieht vielmehr anhand der Bescheide vom
04.12.1996, den endgÃ¼ltigen Risikostrukturausgleich betreffend.

Diese Bescheide sind rechtmÃ¤Ã�ig. Wie der Senat bereits in der mÃ¼ndlichen
Verhandlung hat anklingen lassen und im Urteil vom gleichen Tag (Az.: L 4 KR 89/00
) entschieden hat, war die gegen diese Bescheide erhobene Anfechtungsklage (Â§
54 Abs.1 Satz 1 SGG) im Zeitpunkt der Entscheidung durch das Sozialgericht
zulÃ¤ssig. Die Bescheide haben sich entgegen der Auffassung des Sozialgerichts
nicht durch den Bescheid vom 12.02.1999 erledigt. Dieser Bescheid enthÃ¤lt zwar
auch eine Korrektur des Beitragsbedarfs aus den Vorjahren (u.a. aus 1994), diese
Korrekturen wirken sich jedoch nur auf den Beitrag des Ausgleichsjahres 1997 aus.
Sie sind lediglich ein Rechnungsposten bei der Feststellung des aktuellen
Beitragsbedarfs. Aus Â§ 266 Abs.6 Satz 7 SGB V, wonach Fehler, die nach Abschluss
der Ermittlungen in den Berechnungsgrundlagen festgestellt werden, im nÃ¤chsten
Ausgleichsverfahren nach den dafÃ¼r geltenden Vorschriften zu berÃ¼cksichtigen
sind, ergibt sich, dass die Neuberechnung des Beitragsbedarfs fÃ¼r
vorangegangene Jahre nicht den bereits durchgefÃ¼hrten Jahresausgleich Ã¤ndert
(s. auch Urteil des LSG Nordrhein-Westfalen vom 28.08.2001, Az.:L 5 KR 109/99).

Im Ã�brigen ist der KlÃ¤gerin zuzustimmen, wenn sie ausfÃ¼hrt, die
Rechtsauffassung des Sozialgerichts mÃ¼sste zur Folge haben, dass der Bescheid
vom 11.02.1999 gemÃ¤Ã� Â§ 96 SGG Gegenstand des Verfahrens gegen die
Erstbescheide werden mÃ¼sste. Dies ist nicht so gehandhabt worden, die Klage
gegen den Bescheid vom 11.02.1999 war vielmehr beim SG KÃ¶ln anhÃ¤ngig.

Die Bescheide sind rechtmÃ¤Ã�ig. Sie verletzten weder Â§Â§ 266, 267 SGB V noch
die Risikostrukturausgleichsverordnungen. Der Senat hat bereits mit Beschluss vom
17.06.1996 (L 4 B 100/96 KR VR) ausgefÃ¼hrt, dass die Beklagte bei ihrer Pflicht
zur DurchfÃ¼hrung des Risikostrukturausgleichs (Â§ 266 Abs.5 S. 1 SGB V) eine
eigene Ermittlungspflicht hat. Â§ 266 Abs.5 S. 3 SGB V bestimmt nÃ¤mlich, dass das
Bundesversicherungsamt zum Zwecke der einheitlichen Zuordnung und Erfassung
der fÃ¼r die Berechnung maÃ�geblichen Daten Ã¼ber die Vorlage der GeschÃ¤fts
und Rechnungsergebnisse hinaus weitere AuskÃ¼nfte und Nachweise verlangen
kann. Dem Wortlaut nach enthÃ¤lt diese gesetzliche Bestimmung eine
Ermessensvorschrift. Das Ermessen ist aber nicht frei, sondern muss
pflichtgemÃ¤Ã� ausgeÃ¼bt werden. Es verdichtet sich zu einer Ermittlungspflicht
der Beklagten, wenn Anhaltspunkte fÃ¼r nicht zeitnahe Meldungen der
Familienversicherten vorliegen. Es liegt ein Ermessensmissbrauch immer dann
nahe, wenn eine VerwaltungsbehÃ¶rde von einem unrichtigen Sachverhalt
ausgegangen ist und nicht alle wesentlichen UmstÃ¤nde ermittelt hat (Meyer-
Ladewig, SGG, 6. Auflage, Â§ 54 Rdn.29a). Dieser Beschluss des Senats vom
17.06.1996 hat die Beklagte veranlasst, im Bereich der Familienversicherungszeiten
Ermittlungen aufzunehmen. Der 4.Senat hat hierzu im Beschluss vom 13.02.1998 (L
4 B 431/97 VR KR) ausgefÃ¼hrt, dass die Beklagte die beteiligten Krankenkassen in
zahlreichen Schreiben auf die ordnungsgemÃ¤Ã�e DurchfÃ¼hrung bzw. Mitwirkung
bei den Ermittlungen hingewiesen habe. AuÃ�erdem hat sie mit Schreiben vom
25.07.1996 eine Bestandsbereinigung des Familienversichertenverzeichnisses fÃ¼r
den Zeitraum ab 01.01.1994 sowie eine Bestandspflege dieser Daten angeordnet.
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Sie hat darÃ¼ber hinaus im Rahmen eines Pilotprojekts im 3. und 4. Quartal 1996
bei den Krankenkassen Region Ulm die Grundbereinigung des
Versichertenbestandes zum 01.01.1994 sowie die Bestandspflege Ã¼berprÃ¼ft.
Damit hat sie der ihr in Â§ 266 Abs.5 Satz 3 SGB V auferlegten Pflicht GenÃ¼ge
getan. Es ist darÃ¼ber hinaus weder Aufgabe der Gerichte noch der KlÃ¤gerin, der
Beklagten die Einzelheiten ihrer Ã�berprÃ¼fungs- und AufklÃ¤rungsmaÃ�nahmen
vorzuschreiben.

Entgegen der Auffassung der KlÃ¤gerin sind die streitgegenstÃ¤ndlichen Bescheide
auch nicht deshalb rechtswidrig, weil Familienversicherungszeiten unzulÃ¤nglich
festgestellt sind. Die Beklagte bestreitet nicht, dass auch im Jahre 1996 noch nicht
davon ausgegangen werden konnte, sÃ¤mtliche am Risikostrukturausgleich
beteiligten Krankenkassen hÃ¤tten ihren Bestand der Familienversicherten durch
eine Grundbereinigung ordnungsgemÃ¤Ã� festgestellt. Diese nach Auffassung der
KlÃ¤gerin noch nicht valide Datenlage hatte jedoch nicht die Beklagte zu
verantworten. Der Gesetzgeber regelt in Â§ 267 Abs.2 SGB V die Verpflichtung der
Krankenkassen, jÃ¤hrlich zum 1. Oktober die Zahl der Mitglieder und der nach Â§ 10
SGB V versicherten FamilienangehÃ¶rigen nach Altersgruppen mit
AltersabstÃ¤nden von 5 Jahren, getrennt nach Mitgliedergruppen und Geschlecht zu
erheben. FÃ¼r die Ã�berprÃ¼fung der PlausibilitÃ¤t und VollstÃ¤ndigkeit der Daten
sind dann die SpitzenverbÃ¤nde der Krankenkassen zustÃ¤ndig, die diese Daten an
die Beklagte weiterleiten (Â§ 3 Abs.4 Risikostrukturausgleichsverordnung â��
RSAV). Die von der KlÃ¤gerin vorgetragene Tatsache, die die Beklagte nicht
bestreitet, dass nicht alle am Risikostrukturausgleich beteiligten Krankenkassen die
Daten ordentlich ermitteln bzw. an einer ordnungsgmÃ¤Ã�en Feststellung der
Familienversichertenzeiten Ã¼berhaupt interessiert sind, hat der Gesetzgeber nicht
Ã¼bersehen. Er hat es als Rechtsfolge der BerÃ¼cksichtigung unzureichender bzw.
falscher Daten jedoch nicht bei den allgemeinen KorrekturmÃ¶glichkeiten des SGB
X belassen, sondern besondere Berichtigungen in der Zukunft ermÃ¶glicht. Dies
ergibt sich aus Â§ 266 Abs.6 SGB V. Nach dessen Satz 3 ist nach Ablauf des
Kalenderjahres der Beitragsbedarf und die Finanzkraft jeder Krankenkasse vom BVA
aus den fÃ¼r dieses Jahr erstellten GeschÃ¤fts- und Rechnungsergebnissen und
den zum 01.10. dieses Jahres erhobenen Versichertenzahlen der beteiligten
Krankenkassen zu ermitteln. Nach Satz 7 hat das BVA sachliche oder rechnerische
Fehler in den Berechnungsgrundlagen der Werte nach Satz 3 bei Ermittlung beim
nÃ¤chsten Ausgleichsverfahren nach den dafÃ¼r geltenden Vorschriften zu
berÃ¼cksichtigen.

Diese Korrekturen sind zu Gunsten der KlÃ¤gerin in die Ausgleichsbescheide fÃ¼r
die Jahre 1997 bis 1999 eingeflossen, die KlÃ¤gerin hat gegen den Bescheid vom
11.09.1999 Klage zum Sozialgericht KÃ¶ln erhoben, das die Korrekturen wiederum
Ã¼berprÃ¼ft hat. Damit bleibt kein Raum fÃ¼r die von der KlÃ¤gerin gewÃ¼nschte
Neuberechnung des Risikostrukturausgleichs fÃ¼r das Jahr 1994. Der Senat teilt die
Auffassung der Beklagten, eine solche Neuberechnung sei nicht nur gesetzlich nicht
mÃ¶glich, sondern auch vom tatsÃ¤chlichen Aufwand und den Kosten her
unverhÃ¤ltnismÃ¤Ã�ig. Der Gesetzgeber hat die KorrekturmÃ¶glichkeit und
Korrekturverpflichtung in der Verordnung Ã¼ber das Verfahren zum
Risikostrukturausgleich in der gesetzlichen Krankenversicherung prÃ¤zisiert. Nach 
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Â§ 3 Abs.5 RSAV in der Fassung der zweiten
RisikostrukturausgleichsÃ¤nderungsverordnung vom 22.01.1997 (BGBl I, 2.494)
wird ausdrÃ¼cklich festgelegt, dass Korrekturen in den Versicherungszeiten auch
bei der Berechnung des Beitragsbedarfs im nÃ¤chsten Jahresausgleich nach den
dafÃ¼r geltenden Vorschriften berÃ¼cksichtigt werden kÃ¶nnen. Â§ 25 RSAV
erweitert dann die KorrekturmÃ¶glichkeiten fÃ¼r die Jahre 1994, 1995 und 1996 im
Jahresausgleich 1997. Diese Korrektur hat die Beklagte im (hier nicht
streitgegenstÃ¤ndlichen) Bescheid vom 11.02.1999 und den anschlieÃ�enden
Bescheiden fÃ¼r die Jahre 1998 und 1999 vorgenommen. Damit steht fest, dass
zumindest fÃ¼r die Anfangsjahre des Risikostrukturausgleichs der Rechtsschutz der
KlÃ¤gerin bezÃ¼glich insoweit fehlerhafter, weil unzutreffend ermittelter
Versichertenjahre anderer Kassen durch die nachtrÃ¤gliche Korrektur ausreichend
gewÃ¤hrleistet ist.

Die Kostenfolge ergibt sich aus Â§ 193 SGG und entspricht dem Unterliegen der
KlÃ¤gerin.

Wegen der Bedeutung der Rechtssache lÃ¤Ã�t der Senat die Revision zu (Â§ 160
Abs.1, Abs.2 Nr.1 SGG).

Erstellt am: 30.10.2003

Zuletzt verändert am: 22.12.2024
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